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Grüner Rundbrief Kreisverband

Liebe Freundinnen und Freunde, 

dieser Tage haben wir von der Lan-
desgeschäftsstelle die erste Benach-
richtigung zum „Super“wahljahr 2009 
bekommen.  Im  Juni  2009  erwarten 
uns die Europa- und Kommunalwah-
len und zwischen dem 20.9 und dem 
18.10.2009 die Bundestagswahl.  Es 
erwartet  uns  damit  ein  dreiviertel 
Jahr permanenter Wahlkampf – so-
zusagen. 

Dass die Wahlkampfzeiten nicht un-
bedingt dazu beitragen, dass Politik 
(und Politiker) in der Bevölkerung als 
positiver  Bestandteil  der  gesell-
schaftlichen  Willensbildung  wahrge-
nommen werden,  zeigt  der  aktuelle 
Wahlkampf  in  Hessen.  Natürlich 
zeigt  Roland  Koch  mit  dem  Finger 
auf ein wichtiges, gesellschaftspoliti-
sches Thema, aber so wie er das tut, 
wird  mir  immer  wieder  klar,  warum 
für mich Koalitionen mit der CDU un-
denkbar sind. Denn es ist ja nicht nur 
der Koch, der da poltert - die von vie-
len als gemäßigt betrachtete Kanzle-
rin  (und  CDU-Vorsitzende)  Merkel 
stärkt ihm den Rücken, deckt seine 
Argumentationen.  Und bei  den der-
zeitigen  Avancen  des  Hamburgers 
van Beust sollte man immer im Auge 
haben,  wer  sein  erster  Koalitions-

partner  war  –  Ronald  Schill,  der  ja 
ähnliche  Meinungen  wie  Roland 
Koch vertrat – nicht nur in Bezug auf 
gewalttätige  Jugendliche  (Stichwort: 
Richter Gnadenlos) sondern auch in 
der Migrantenpolitik.

Gewalt  bleibt  ein  gesellschaftliches 
Dauerbrennerthema  auf  vielfältige 
Art  und Weise und wir  sollten nicht 
aufhören,  darauf  hinzuweisen,  dass 
wir  die Ursachen dieser Gewalt be-
kämpfen müssen,  nicht  nur  diejeni-
gen, die Gewalt ausüben, bestrafen. 
So wäre es wünschenswert, dass wir 
endlich,  über  die  notwendigen,  der-
zeit  benannten Maßnahmen hinaus, 
auf allen politischen Ebenen das von 
rot-grün verabschiedetet Gesetz zur 
gewaltfreien Erziehung bekannter zu 
machen  und  den  permanenten 
Rechtsbruch durch prügelnde Eltern 
benennen. Denn Kinder, die Gewalt 
durch ihre Eltern als probates Mittel 
der Auseinandersetzung erleben und 
kennen, werden im Zweifel eher Ge-
walt  als  Lösung  anwenden als  sol-
che, denen es nicht so ergangen ist.

Die  Wahlen  werfen  auch  konkrete 
Schatten  voraus:  Schon  im  Herbst 
werden  auf  der  Landesdelegierten-
konferenz die Listen für Bundestags- 
und Europawahl erstellt werden. Das 

politische  Leben  ist  schnell  und  so 
werden in den kommenden Monaten 
auch zunehmend wieder europapoli-
tische Themen in den Fokus rücken. 
Wir alle wissen, dass Europa einen 
größeren  Einfluss  auf  unser  Leben 
und die Gesetzgebung hat, als wir im 
Allgemeinen wahrnehmen. Diese po-
litische  Bildung  ein  Stück  voranzu-
bringen, ist für uns als BÜNDNIS 90/
Die  GRÜNEN,  als  bisher  einzige 
Partei,  die  eine  gesamteuropäische 
Organisation hat, eine der Aufgaben 
in  den  kommenden  1,5  Jahren  bis 
zur Wahl und gleichzeitig eine Chan-
ce, unsere Politik für Europa wieder 
transparenter zu machen. Dies bietet 
insbesondere  die  Möglichkeit,  breit 
über Themen wie grüne Gentechnik, 
Landes-  und  Naturschutz,  Verbrau-
cherInnenrechte und vieles mehr zu 
debattieren, das in der EU beschlos-
sen und im Land umgesetzt wird. Ein 
erster  Schritt  dazu  kann  der  vom 
Landesvorstand und der LAG Ökolo-
gie am 26. Januar in Stuttgart statt-
findende  Kongress  zur  Biomasse 
sein – für den ich hier ausdrücklich 
werben möchte.
(Mehr unter www.gruene-bw.de)

Für den Vorstand

Jörg Rupp

Protokoll der KMV am 12.12.2007, Festhalle Durlach
TOP1: Gisela  Splett:  Entwick-
lungspolitik auf Landesebene
Gisela ist zuständig für das Thema in 
der Fraktion. Auf BW-Ebene gibt es 
fast  keine Entwicklungspolitik,  dafür 
Außenhandelsförderung.  Die  Förde-
rung  ausländischer  Studenten  kon-
zentriert  sich  in  Richtung  VRChina, 
Indien u. ä. Es gibt eine Länderpart-
nerschaft mit Burundi, die derzeit auf 
Eis liegt. Gisela versucht dies derzeit 
mit einer Initiative wieder zu beleben. 
Minister Stächele will 2008 nach Bu-
rundi fahren. Darüber hat sie Anfra-
gen zur Lage der Menschenrechte in 
den Partnerregionen des Landes ge-
stellt.  Gisela  gibt  mit  ihrem Vortrag 
einen  umfassenden  Einblick  in  die 
vielfältigen Themengebiete auf  Lan-
desebene.

TOP2:Grabsteine ohne Kinderarbeit
Michael  berichtet  über  die  Initiative 
der  Fraktion  im  GR  zum  Thema 

Grabsteine, die ohne ausbeuterische 
Kinderarbeit  produziert  werden.  Im 
zuständigen Ausschuss  wird  derzeit 
über  eine Satzungsänderung dahin-
gehend beraten, dass auf den Karls-
ruher  Friedhöfen  keine  solchen 
Grabsteine mehr verwendet werden 
dürfen.

Bettina ergänzt den Bericht von Mi-
chael.

TOP3:  Kohlekraftwerk ENBW

Sabine und Christian berichten über 
den Infostand zum ENBW-Truck und 
vom  Erörterungstermin  zum  Kohle-
karftwerk  ENBW.  Bettina  berichtet 
darüber  hinaus  dazu  aus  dem  Ge-
meinderat.  Gisela  ergänzt  dazu  in 
Bezug auf die Möglichkeit eines Bür-
gerbegehrens. Debatte, ob die Partei 
ein  Bürgerbegehren  unterstützen 
soll.

Antrag:  Bürgerbegehren  unterstüt-
zen, wenn das Klimabündnis ein ent-
sprechendes  Vorgehen  unterstützt. 
Ergebnis: 14 JA, 1 Enthaltung

TOP4: Finanzantrag
Finanzantrag von Anke für die Ener-
gieveranstaltung: 350,00 € - einstim-
mig angenommen

TOP5: Bericht von der BDK
erfolgt angesichts der fortgeschritte-
nen Stunde  schriftlich  im  Rundbrief 
(lag bei Redaktionsschluss nicht vor)

TOP6  Mitgliederverwaltung  mit 
Sherpa
erfolgt angesichts der fortgeschritte-
nen Stunde in der Januar-MV

TOP7 Kraftwerk Stora Enso
Istvan berichtet von der wasserrecht-
lichen Anhörung dazu.
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Kreisverband Grüner Rundbrief 

Jeden 2. Mittwoch im Monat um 20:00 im „Viktoriagarten“, Viktoriastr. 7, diesmal am ersten Mittwoch

Mitgliederversammlung ist am Mittwoch, 06.02. um 20 Uhr
Tagesordnung:

● "Politischer Aschermittwoch" - Bericht aus Berlin mit Sylvia Kotting-Uhl, MdB
● Wahl der KassenprüferInnen
● allgemeine politische Debatte

DFG-VK und GEW laden anlässlich des 75. Jahrestags der Errichtung der Nazi-Diktatur ein

Der Reichstagsbrand – Vorwand für den Terror
Referent : Dr. Alexander Bahar, Historiker

Donnerstag, 14.02.  19.30 Uhr  -  Ettlinger Str. 3a (DGB-Haus), Karlsruhe

Die Grüne  Regionalverbandsfraktion Mittlerer Oberrhein, das Grüne Regionalbüro Karlsruhe sowie 
die angeschlossenen Kreisverbände KA-Land, KA-Stadt, Ettlingen, RA und BAD laden ein

Energiekonzepte jenseits von Atom und Kohle

Vorträge und Diskussionen von und mit

Dr. Joachim Nitsch (Verfasser der Leitstudie "Ausbaustrategie Erneuerbare Energien" 2007)
Andreas Düser - angefragt (Enercon, Kombikraftwerk)
VertreterInnen der Stadtwerke Karlsruhe, Ettlingen und Rastatt
VertreterIn der Grünen Regionalverbandsfraktion
Samstag, 23.2. 15 - 19 Uhr, DGB-Haus, Ettlinger Str. 3a (Haltestelle Ettlinger Tor/Staatstheater), KA

Die März-MV ist am Mittwoch, 05.03. um 20 Uhr (also am ersten Mittwoch)
   Tagesordnung:
  ●  (wird nachgereicht)

Karlsruher Friedensinitiativen laden anlässlich des 60. Todestags von Mahatma Gandhi ein

Das Erbe Gandhis
Kolonialismus und Antikolonialismus bei der indischen Unabhängigkeitsbewegung

Referent : Lou Marin, Marseille (Frankreich)

Montag, 11.02.  19.30 Uhr  -  Rüppurrerstr. 72 (Evangelisches Dekanatszentrum), Karlsruhe

Arbeitskreis Frauen
Themen: 

aktueller Bericht frauenpolitischer Aktivitäten im Land; Planung 8. März: internationaler Frauentag; 
Frauencoachingprogramm des Landesverbandes; Frauenpolitische Abgeordnetenfahrt mit Sylvia Kot-
ting-Uhl im Juni/Juli (Ulrike Maier) 
Diskussion über Gründung eines Frauenparlaments in Karlsruhe (Doro Polle Holl) 

am 06.02. 19:00h (vor der Mitgliederversammlung) im Viktoriagarten
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Grüner Rundbrief Kreisverband

Protokoll der Mitgliederversammlung vom 09.01.2008
Leitung: Jörg Rupp

Protokoll:  Christian  Schmid-Schön-
bein

• Vortrag: Klimapolitik und Ressour-
cengerechtigkeit  von Fritz Andres 
(begleitet von Ludwig Paul Häuß-
ner) 

• Urabstimmungsinitiative der  Grü-
nen Jugend Ba-Wü zur Trennung 
von Amt und Mandat

Die  Mitgliederversammlung  stand 
neben der kurzen Debatte über den 
Antrag  der  Grünen  Jugend  (siehe 
unten)   im  Licht  des  Vortrages  zur 
Klimapolitik  und  Ressourcengerech-
tigkeit. 

Fritz Andres stellte einen sehr theo-
retischen Ansatz vor,  der  durch ge-
schickte  Ressourcenverteilung  so-
wohl  Übernutzung  von  Ressourcen 
verhindert  als  auch  Ungleichvertei-
lungen in der Gesellschaft reduziert. 
Der  Ansatz ist  so  generell,  dass er 
sich  auf  alle  verteilbaren  Güter  an-
wenden lässt, wie  z.B. Boden, CO2-
Ausstoß-Rechte,  Wasserverbrauch, 
Luftverschmutzung,  Lärm,  landwirt-
schaftliche  Nutzung,  Eintrag  von 
Düngemitteln, etc.…  

Ein  Beispiel  war  die  Zuteilung  von 
Emissionszertifikaten.  Fritz  Andres 
geht  hier  viel  weiter  als  die  gültige 

Emissionshandelsrichtlinie.  Er  plä-
diert dafür, dass den Bürgern die Ge-
winne  der  Zertifikatsverkäufe  zufal-
len – die Gesamtkosten würden für 
die Bürger im Durchschnitt und ins-
besondere  für  ärmere  Menschen 
nicht steigen,  die Gesellschaft wür-
de  genauso  nach  der  klimascho-
nendsten Lösung suchen und die Ak-
zeptanz  für  eine  solche  Richtlinie 
wäre weit größer. Besonderes griffig 
wurde die Theorie durch die leichte 
Übertragbarkeit  und Erweiterbarkeit. 
Man kann das Modell sowohl auf re-
gionaler als auch auf globaler Ebene 
anwenden.   Die  Skalierung  in  den 
globalen  Maßstab  würde  zusätzlich 
das internationale Wohlstandsgefälle 
abbauen.

Weiterhin  wurde  von  der  Idee  er-
zählt, dass man nicht den CO2-Aus-
stoß reglementiert, sondern die Ein-
fuhr und den Abbau von Kohlenstoff 
aus nicht  erneuerbaren Quellen be-
grenzt.  Dadurch erübrigen sich auf-
wändige  Besteuerungen  von  ver-
schiedenen  Kraftwerkstypen  und 
auch Kleinemittenten wären angehal-
ten CO2 einzusparen.

Eine weitere Idee war, die Bodennut-
zung durch eine je nach Nutzungsart 
unterschiedlich  hohe  Steuer  zu  be-
lasten  (Erbbauzins).   Man  könnte 
eine „Nichtnutzung“ hoch besteuern, 
was  Wohnungen  und  Flächen  als 

Spekulationsobjekte  reduziert.  Eine 
Besteuerung  nach  Nutzung  würde 
Kapitalanhäufungen in Form von Bo-
denkapital  reduzieren,  da  schlecht 
genutzte Objekte finanziell  schneller 
unrentabel werden, wenn man nicht 
für  jedes  Objekt  die  besten  Nut-
zungsarten hat. 

Viele  dieser  Punkte  waren  bei  den 
Anwesenden, die schon länger poli-
tisch aktiv sind, in der einen oder an-
deren Form bekannt und die schwie-
rige Umsetzbarkeit erzeugte so auch 
hier  und  da  ein  Schmunzeln.  Den-
noch  äußerten  sich  die  befragten 
sehr erfreut über das erfrischend Vi-
sionäre des Vortrags. 

2.  Urabstimmungsinitiative  der 
Grünen  Jugend  Ba-Wü  zur  Tren-
nung von Amt und Mandat
Die  Mitgliederversammlung  stimmt 
für  die  Urabstimmungsinitiative  der 
Grünen Jugend für die Trennung von 
Amt  und Mandat.  Per  Handzeichen 
stimmten  12  Mitglieder  dafür,  vier 
Enthaltungen, eine Stimme dagegen. 

Link zu einem Papier zum Vortrag:

www.iep.uni-karlsruhe.de/download/
Klimawandel_als_Chance_fuer_Be-
wusstseinswandel_2007_12_14.pdf

Antrag zur Trennung von Amt und Mandat
Die KMV möge beschließen:

Der  Kreisverband  Karlsruhe  von 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN unterstützt 
die  Urabstimungsinitiative  der  Grü-
nen Jugend zur  Trennung von  Amt 
und Mandat.

Begründung:

Im März 2007 wurde seitens des KV 
Freiburg eine Urabstimmungsinitiati-
ve  zur  Änderung der  Trennung von 
Amt und Mandat  gestartet.  Begrün-
det wurde dies seitens der Initiatoren 
damit,  dass  im  Rahmen  der  Urab-
stimmung zur Trennung von Amt und 
Mandat  auf  Bundesebene  sich  ca. 
70% der  Mitglieder  in  BW  für  eine 

Aufhebung auch  im Landesverband 
ausgesprochen haben. Das Ziel der 
Initiative des KV Freiburg ist die völli-
ge Aufhebung der Trennung im ge-
schäftsführenden  Landesvorstand, 
die 50%-Regelung wird auf  den ge-
samten Landesvorstand ausgeweitet 
(maximal  die  Hälfte  der  Mitglieder 
dürfen Mandatsträger  sein).  Einzige 
Einschränkung  der  Freiburger  sind 
Fraktionsvorsitzende  in  den  Parla-
menten, diese sollen lt. dieser Initiati-
ve nicht Mitglied des GLV (geschäfts-
führender Landesvorstand) sein.

Demgegenüber  steht  die  Initiative 
der  GJ,  die  die  bisherige Trennung 
beim  GLV  beibehalten  möchte  und 
darüber hinaus die Mandatsträger im 

Parteirat auf je einen Parlamentarier 
pro  Parlament  (Landes-,  Bundes- 
und  Europaparlament)  beschränken 
möchte. Damit wären im Landesvor-
stand nur noch maximal 3 Mandats-
träger. Die Initiative der GJ ist somit 
die  demokratischere,  da  sie  einen 
tragfähigen  Kompromiss  zwischen 
dem Willen, die Erfahrung der Parla-
mentarier  und  die  notwendige  Ver-
netzung nicht missen lässt, gleichzei-
tig  aber  dem  politischen  Personal 
„aus der zweiten Reihe“ ausreichend 
Chancen  bietet,  sich  im  Vorstand 
verantwortungsvoll einzubringen.

Daher  unterstützt  der  KV Karlsruhe 
die Initiative der Grünen Jugend.
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Protest gegen den EnBW Truck am 4.12. und 23.12.
Info-Stände des Aktionsbündnis Saubere Luft Region Karlsruhe
Nachdem in 2007 bereits viele Aktio-
nen gegen das Kohlekraftwerk statt-
gefunden hatten, haben wir unseren 
Protest im Dezember jeweils mit In-
foständen gegenüber  dem "Energy-
truck" der EnBW zum Ausdruck ge-
bracht.  Der  Truck  tourte  durchs 
Ländle  und  hatte  auf  jeder  Station 
ein  Geschenk für  die  Kinder  dabei, 
z.B. ein Bauwagen für einen Kinder-
garten. Unser Versuch am 4.12. den 
Truck zu "entern", wurde uns nur un-
ter  der Bedingung gestattet,  unsere 
Protesttransparente draußen zu las-
sen.  Es  war  den  VeranstalterInnen 
auch gar  nicht  recht,  dass so  viele 
AktivistInnen des Aktionsbündnis die 
Resolution der Karlsruher Kinderärz-
tInnen an die zahlreich anwesenden 
Eltern kleiner Kindern verteilten, die 
diese auch sehr interessiert lasen.

Am  23.12.  hatte  sich  der  EnBW 
Energytruck  am  Marktplatz  positio-
niert und wir hatten uns direkt gegen-
über aufgebaut, ebenfalls anwesend 
waren  VertreterInnen  der  Bürgerin-
itiative  "das  bessere  Müllkonzept" 
und außer uns Grünen andere Aktive 
des  Aktionsbündnis  Saubere  Luft 
Region Karlsruhe u.a. vom BUND.

Wir  haben  erneut  Infomaterial  und 
die  Resolution  der  Karlsruher  Kin-

derärztInnen verteilt und Unterschrif-
ten unter einen offenen Brief an den 
Vorstandsvorsitzenden  der  EnBW, 
Herrn Villis, gesammelt, den die Bür-
gerinitiative initiiert und verfasst hatte 
und die wir unterstützten.

Zwischen 15:00h und 17:00h konn-
ten  so  etwa  50  Unterschriften  ge-
sammelt werden, hinzu kommen die 
Unterschriften,  die die Bürgerinitiati-

ve gesammelt hat. Die Unterschriften 
haben  dabei  eher  symbolischen 
Wert,  denn  die  Einwendungsfristen 
waren bereits Ende November abge-
laufen.

Die Bereitschaft der BürgerInnen zu 
unterschreiben gibt aber zu denken: 
Grundsätzlich  stellt  sich  die  Frage, 
was es noch mit einem bürgernahen 
Verständnis  von  Demokratie  zu tun 
hat, wenn wichtige Einwendungsfris-
ten in die Urlaubszeit gelegt werden 
und die Hürden z.B. für ein Bürger-
begehren - so es denn laut Gemein-
deordnung überhaupt zulässig wäre - 
so hoch sind, dass dies kaum zu er-
füllen ist.  Darüber sollten wir  weiter 
nachdenken und die Debatte darüber 
aufrecht erhalten.

Der offene Brief  und die Resolution 
der  Karlsruher  Kinderärzte  sind  auf 
der Seite www.aktion-saubere-luft.de 
des Aktionsbündnisses zu finden. 

Es finden sicher auch 2008 weitere 
Aktionen statt. Wer sich informieren 
oder engagieren möchte, kann Kon-
takt  zum  AK-Klima  unter  der  mail 
Adresse  Mitja.WEINERT@gmx.de 
aufnehmen.  

Ulrike Maier
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Steigende Strompreise – günstiger 
Ökostrom?
Experten diskutieren auf Einladung der Grünen
Zum 1.11.2007 haben die Stadtwer-
ke  Karlsruhe  ihre  Strompreise  um 
rund 7% erhöht. Dadurch waren so-
gar viele Ökostromanbieter günstiger 
als der Stadtwerke-Tarif. Der Karlsru-
her  Kreisverband  von  Bündnis 
90/Die  Grünen lud aus  diesem An-
lass  Experten  ein,  die  der  Frage 
nachgingen:  Sind  die  Strompreise 
ungerechtfertigt  hoch? Was können 
wir gegen steigende Strompreise un-
ternehmen?

„Die Strompreise sind nicht zu hoch“ 
meinte  Dr.  Thomas  Unnerstall,  Mit-
glied der Geschäftsleitung der Stadt-
werke Karlsruhe. Er schilderte, dass 
einige Versorger in den letzten Jah-
ren sogar Preise unter den eigenen 
Kosten  für  Strombezug,  -transport 
und -steuern angeboten hatten, was 
unwirtschaftlich  sei.  Auf  die  Frage, 
ob die Bezugskosten – die im We-
sentlichen durch die Strombörse be-
stimmt werden – ungerechtfertigt  in 
die Höhe getrieben werden, verwies 
er  auf  einen  Vergleich  mit  anderen 
Strombörsen  in  Europa  und  zeigte, 
dass  Deutschland  im  Vergleich  mit 
diesen im Mittelfeld liegt.

Dem positiven Fazit eines funktionie-
renden  Strommarktes  konnte  sich 
Bernd  Fenner,  Niederlassungsleiter 
von  Lichtblick  in  Mannheim,  nicht 
ganz anschließen.  Aus  seiner  Sicht 
stellen  die  hohen  Netznutzungsent-
gelte,  die alle Stromanbieter bezah-
len müssen, eine erhebliche Kosten-
schraube dar. Im Sinne eines faire-

ren Wettbewerbs plädierte er  dafür, 
dass  die  Stromnetze,  die  derzeit 
noch den vier großen Stromkonzer-
nen  gehören,  an  einen  unabhängi-
gen Betreiber übergehen sollten.

Auch  Christof  Timpe,  Koordinator 
des  Bereichs  Energie  und  Klima-
schutz  am  Öko-Institut,  sieht  noch 
erhebliche  Hemmnisse  für  einen 
funktionierenden  Wettbewerb  und 
verteidigt  zugleich  Maßnahmen  zur 
Förderung der erneuerbaren Energi-

en. Als größten Fehler in der Ener-
giepolitik  der  Schröder-Ära  sieht  er 
die  Fusion  von  E.ON und  Ruhrgas 
an, die es anderen Anbietern erheb-
lich erschweren würde, wettbewerbs-
fähige  und  klimafreundlichere  Gas-
kraftwerke zu bauen.

Andreas Ruthardt, Mitglied der Grü-
nen Gemeinderatsfraktion in Karlsru-
he,  schilderte,  welche  Fragen  sich 
die  Stadt  Karlsruhe  als  Stromver-
braucher, aber auch Privathaushalte 
stellen müssen: was passiert mit den 
Gewinnen, die mein Stromversorger 
durch  meinen  Verbrauch  erzielt? 
Fließen diese in die Taschen großer 
Konzerne oder werden damit Investi-
tionen in neue Anlagen für erneuer-
bare Energien finanziert? Durch eine 
gewissenhafte Auswahl des richtigen 
Anbieters, so Ruthardt, können auch 
Verbraucher  viel  für  mehr  Wettbe-
werb und für eine nachhaltige Ener-
gieversorgung tun.

Anke Weidlich
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Energiespar-
lampen-Aktion
Die  "CO2  Kampagne  Projekt-
werkstatt - Gesellschaft für krea-
tive  Ökonomie  mbH"  aus  Pots-
dam  hat  nach  sorgfältigen  Re-
cherchen  ein  Energiesparlam-
pen-Modell ausgewählt und bietet 
das  jetzt  im  Zehnerpack  zu  ei-
nem  sehr  günstigen  Preis  an. 
Während andere  dieselbe Ener-
giesparlampe  für  7,90 Euro  an-
bieten, liefert sie die Projektwerk-
statt für 2,60 Euro im 10er Pack 
(gesamt  dann  26  Euro)  zuzügl. 
2,80 EUR Versandkosten.

Die Kennzeichen dieser Energie-
sparlampen: 

 CO2-Reduzierung  von  über 
2,3 Tonnen pro 10er Pack 

 ca.  700 Euro Stromkostener-
sparnis während der Lebens-
dauer gegenüber Glühbirnen 

 hohe ökologische und soziale 
Standards bei der Fertigung 

 hohe Leuchteffizienz (11 Watt 
Verbrauch, entspricht einer 60 
Watt-Glühbirne) 

 warmes  Licht  (statt  Kaltlicht 
wie bei vielen „billigen“ Ener-
giesparlampen) 

 keine  langen  Leuchtröhren, 
sondern  Außenabmessungen 
fast wie bei Glühbirnen

Die genauen Angaben stehen un-
ter  www.co2kampagne.de/gexsi 
und dort  ist  auch die Bestellung 
möglich.

Johannes Honné

http://www.co2kampagne.de/gexsi


Gemeinderat Grüner Rundbrief 

Aus der Karlsruher Gemeinderatsfraktion

Neue Anträge und Anfragen
28. 11. Heizpilze

28.11. Grünes Karlsruhe auch ohne 
BUGA

10.12.  Vertagung  des  Satzungsbe-
schlusses zum VEP für  das Rhein-
hafendampfkraftwerk 
11.12. Radfreundlicher Einkauf

18.12. Bonuskarte für Familien

18.12. Zukunft KMK und Neue Mes-
se Karlsruhe

16.01.  Erweiterte  Berufsorientierung 
an Karlsruher Schulen

16.01.  Orientierungspraktikum  für 
weibliche Studienberechtigte im Be-
reich Ingenieurwesen

17.01.  Jungenpolitische  Leitlinien  – 
Boys-Day

18.12.  Soziale  Transferleistungen 
und  aufstockende  Leistungen  trotz 
Vollzeitbeschäftigung

18.12.  Menschen  ohne  gesetzliche 
Krankenversicherung

Pressemitteilungen gab es außer zu den genannten Anfragen und Anträgen noch zu folgenden Themen:

26.11. CDU soll sich für realistische 
und zukunftsträchtige Wirtschaftspo-
litik öffnen

3.12.  Gleichstellung  im  grünen  Be-
reich?  Grüne  fordern  Gender-Index 
für Karlsruhe

6.12.  Weltklimatag:  Grüne  Fraktion 
auf dem Marktplatz

Die Anträge (plus Ergebnisse, soweit sie vorliegen), Anfragen und Pressemitteilungen
im Wortlaut sind unter   www1.karlsruhe.de/Gemeinderat/Gruene-Fraktion

zu finden bzw. können im Fraktionsbüro angefordert werden.

Armut auch in Karlsruhe eine alltägliche Erscheinung
Grüne wollen eine gebündelte Initiati-
ve gegen Armut in der Stadt

Armut  entwickelt  eine  neue  Bedeu-
tung  auch  in  Karlsruhe  und  eine 
neue  Dynamik  für  die  Betroffenen. 
Deshalb  beantragen  die  GRÜNEN 
im  Karlsruher  Gemeinderat  eine 
strukturierte Darstellung der grundle-
genden  Formen  von  Armut  in  ihrer 
Stadt. „Dem Gemeinderat soll damit 
eine  Grundlage  für  gezielte,  syste-
matische  Armutsbekämpfung  in  die 
Hand  gegeben  werden“,  begründet 
Stadträtin  Dr.  Dorothea  Polle-Holl, 
sozialpolitische Sprecherin  der  Grü-
nen den Vorstoß ihrer Fraktion.

„Armut  verfestigt  sich  und  bedroht 
zunehmend größere und neue Grup-
pen unserer Gesellschaft. Die Alters-
armut  droht  nach deutlichem Rück-
gang zukünftig wieder zuzunehmen. 
Für bestimmte wachsende Bevölke-
rungskreise  wie  Geringqualifizierte, 
Alleinerziehende, kinderreiche Fami-
lien oder ältere Arbeitssuchende wird 
Armut unentrinnbar, bis in die nächs-
te  Generation  hinein.  Einen  beson-
deren Augenmerk verdient dabei die 
Personengruppe,  die  in  verdeckter 
Armut lebt oder sich im Graubereich 

direkt  über der Armutsgrenze befin-
det, denn dort greifen auch keine Hil-
femaßnahmen.

Viele haben keine Chance den Teu-
felskreis der Armut wieder aus eige-
nen  Kräften  zu  verlassen.  Prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse  und  Ar-
beitslosigkeit in Verbindung mit Hartz 
IV  schaffen  neue  Armutsstrukturen 
und verbauen gerade bei betroffenen 
Familien den Kindern und Jugendli-
chen frühzeitig ihre Zukunft.

Karlsruhe stellt  hier keine Insel dar, 
wir  müssen  jetzt  gegensteuern“,  so 
die  GRÜNEN.

„Dem Gemeinderat soll eine struktu-
rierte Darstellung zu den Themen Ar-
mutsbegriff,  Sachstandsdaten  zur 
gegenwärtigen  Armutsbekämpfung, 
Armut in Familien, bei Kindern- und 
Jugendlichen,  zur verdeckten Armut 
und zur  Altersarmut  in  Karlsruhe in 
die Hand gegeben werden. Aus die-
sem  Gesamtbild  heraus  können 
dann, so unsere Vorstellung, weitere 
Schritte  beraten  und  beschlossen 
werden. Der Gemeinderat  kann da-
mit öffentlich kundtun, dass er die Ar-
mut  in  unserer  Stadt  sehr  ernst 

nimmt und offensiv dagegen anzuge-
hen sucht.“

„Armut  spielt  heute  auf  vielen Büh-
nen des Alltags“, so Polle-Holl.  „Bei 
Kinderarmut  z.  B.  in  Kindergärten, 
auf Spielplätzen, in den Schulen. Ar-
mut schließt aus. Das gilt für Erzie-
hung, Bildung, kulturelle Teilhabe, ja 
Sport  und musische Freizeitaktivitä-
ten  usw.  Kinderarmut  stellt  im 
schlimmsten Fall die Weichen für ein 
ganzes Leben.“

Die GRÜNEN weisen auf den jüngst 
erhobenen  Sachverhalt  hin,  dass 
Hartz IV nicht einmal für eine gesun-
de Ernährung von Jugendlichen aus-
reicht.  Und  darauf,  dass  im  Jahr 
2006 bundesweit  etwa 1,8 Mio Kin-
der  unter  15  Jahren  in  Bedarfsge-
meinschaften nach Hartz IV oder So-
zialgeld  lebten.  „Das  sind  rund  16 
Prozent aller Kinder. Armut ist mitten 
in  unserer  Gesellschaft  angekom-
men. Hier liegt unsere Aufgabe,“ so 
Polle-Holl zum Abschluss.

Der  Antrag  steht  im  Wortlaut  unter 
www1.karlsruhe.de/Gemeinderat/ 
Gruene-Fraktion/Antraege/2007/ 
1031at01.htm
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Grüner Rundbrief Gemeinderat

Was macht eigentlich die Regionalverbandsfraktion?
Aus  dem  „Parlament“  der  Region, 
der  Regionalverbandsversammlung, 
dringt meist nur wenig an die Öffent-
lichkeit.  Aber auch hier mischen wir 
Grünen  aktiv  mit.  Anbei  ein  kurzer 
Rückblick über unsere Arbeit im ver-
gangenen Jahr.
2007 gab es zweimal einen Wechsel 
an der Fraktionsspitze. Im November 
wurde  schließlich Manuel  Hummel 
aus  Rastatt  zum  neuen  Fraktions-
sprecher  gewählt.  Christine  Geiger 
aus Weingarten steht  nach wie  vor 
als Stellvertreterin zur Verfügung.
Inhaltlich  beschäftigten  wir  uns  im 
letzten Jahr  neben zahlreichen Ein-
zeländerungen  des  Regionalplans 
bzw.  von  Flächennutzungsplänen 
u. a. mit dem Antrag Karlsruhes, die 
Trasse für  eine zweite Rheinbrücke 
aus dem Regionalplan zu streichen. 
Dem wollte die CDU-dominierte Re-
gionalverbandsversammlung  erwar-
tungsgemäß nicht folgen und stellte 
sich  damit  gegen  das  Votum  der 
Mehrheit  des Karlsruher Gemeinde-
rates!
Auch die Windkraft war wieder The-
ma  im  Regionalverband.  Während 
im  bundesweiten  Durchschnitt  der 
Anteil  der  durch  Windenergie  er-
zeugten  Strommenge  etwa  7%  be-
trägt, werden in Baden-Württemberg 
lediglich 0,45% erreicht.  Landesweit 
bildet  unser  Regionalverband  mit  0 
Windkraftanlagen in Vorranggebieten 
sogar  innerhalb  Baden-Württem-
bergs  noch  das  unrühmliche 
Schlusslicht.  Es hat  sich also deut-
lich gezeigt, dass die restriktive Aus-
weisung von Vorranggebieten im Re-

gionalplan tatsächlich eine reine Ver-
hinderungsplanung war. In einem An-
trag  haben  wir  Grünen  gefordert, 
weitere  Windkraft-Vorranggebiete 
auszuweisen – leider ohne Erfolg.
Ein  regionales  Klimaschutzkonzept 
war ebenfalls  Thema eines Antrags 
der  Grünen Fraktion.  Darin  soll  so-
wohl der Weg zu einer CO2-sparen-
den  Energieversorgung  aufgezeigt 
als  auch Anpassungsstrategien ent-
wickelt werden, um den sich bereits 
heute  abzeichnenden  klimatischen 
Veränderungen in der Region Rech-
nung zu tragen. Das betrifft u. a. die 
Festlegungen  für  den  Hochwasser-
schutz, Vorgaben für die Bauleitpla-
nung (z.B. Freihaltung von Frischluft-
schneisen),  aber  auch  Land-  und 
Forstwirtschaft.  Der  Antrag  wurde 
von der Verwaltung recht positiv auf-
genommen.  Ein  erster  Ergebnisbe-
richt wurde uns für 2008 zugesagt.
Ein  interessantes  Projekt,  das  von 
einer Kooperation aus Universitäten, 
Ministerien und auch den Regional-
verbänden  getragen  wird,  ist  das 
Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben Raum+. Es hat zum Ziel, Innen-
entwicklungspotentiale  von Gemein-
den  nach  einem festgelegten  Stan-
dard zu erfassen und Hemmnisse für 
die tatsächliche Nutzung dieser Flä-
chen aufzuzeigen. Oft  werden Neu-
baugebiete  auf  der  grünen  Wiese 
ausgewiesen, obwohl innerorts noch 
ausreichend  Flächen  zur  Verfügung 
stehen. Dem Forschungsprojekt  ha-
ben sich bereits fast alle Gemeinden 
in  unserer  Region  angeschlossen. 
Nur die Stadt Karlsruhe weigert sich 

bisher  beharrlich,  hier  mitzumachen 
und versteckt sich hinter dem zahn-
losen Tiger des Karlsruher Flächen-
managements. Über einen Antrag im 
Gemeinderat  versuchen  wir,  noch 
eine Teilnahme zu erreichen.
Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des 
Regionalverbands ist die Erarbeitung 
des  Landschaftsrahmenplans,  in 
dem  Entwicklungsziele  der  Region 
hinsichtlich Natur-  und Landschafts-
schutz festgelegt werden. Leider hin-
kt hier der Regionalverband dem ei-
genen  Zeitplan  weit  hinterher.  Wir 
Grünen drängen immer wieder dar-
auf, dass die personell knapp ausge-
stattete Regionalverbandsverwaltung 
hier die Prioritäten bei ihren Kernauf-
gaben  setzt,  anstatt  zu  viele  Res-
sourcen  in  Nebenschauplätzen  wie 
der Mitarbeit in der Technologieregi-
on  zu  vergeuden.  Auch  fordern  wir 
ein verstärktes Engagement des Re-
gionalverbands  bei  der  Biotopver-
bundplanung.
Wir wollen euch noch zusammen mit 
dem Grünen Regionalbüro zu unse-
rer  gemeinsamen  Veranstaltung 
„Energiekonzepte  jenseits  von 
Atom und Kohle“     am Samstag, 
den 23.02.08 von 15 bis 19 Uhr im 
DGB-Haus  einladen  (weitere  Infor-
mationen siehe Terminhinweise).
Wir  hoffen,  dort  viele  von  euch  zu 
treffen und stehen natürlich gerne für 
ein Gespräch über unsere Arbeit zur 
Verfügung.  Weitere  Hinweise  findet 
ihr auf unserer Webseite unter www.-
gruene-rvmo.de.
Bettina Lisbach

Prämierung radfreundlicher Geschäfte 
Wer kennt  das Problem nicht  -  als 
KundIn mancher Läden scheint man 
nur mit Auto willkommen: Da gibt es 
eigens  vorgesehene  Parkplätze  vor 
der Tür, seit „Brötchentaste“ sogar in 
den B-Zentren kostenlos. Wer hinge-
gen das Rad nutzt, kämpft mit Park-
platzproblemen der eigenen Art: Zwi-
schen  Hauswand  und  parkenden 
Fahrzeugen  gilt  es,  einen  sicheren 
Standplatz zu finden,  der  den Geh-
weg nicht versperrt. Kritisch wird es, 
wenn ein Radanhänger mit dabei ist: 
Dafür  ist  der  Gehweg  nun  wirklich 
nicht geeignet.  Auch wenn Fahrrad-
parken  grundsätzlich  kostenlos  ist 
und  sich  das  Rad  immer  irgendwo 
unterbringen lässt: Willkommen füh-

len  sich  RadkundInnen  nicht  unbe-
dingt.
Dieses Problem wollten wir nun aktiv 
angehen: Im Rahmen des 20-Punk-
te-Programms  zur  Förderung  des 
Radverkehrs hatte der Gemeinderat 
auch die Verbesserung der Abstellsi-
tuation vor den Ladengeschäften be-
schlossen. Außer in den innerstädti-
schen Bereichen ist  allerdings nicht 
viel  geschehen,  denn  gerade  der 
Handel in den Stadtteilen glaubt, kei-
nen Parkplatz vor der Ladentüre ent-
behren zu können oder aber fürchtet 
ein Verstellen der Schaufenster (!).
Wir schlugen vor, fahrradfreundliche 
HändlerInnen  auszuzeichnen,  ihnen 

Abstellanlagen  zu  ermöglichen  und 
bei  Installation,  Wartung  und  Platz-
wahl von Radständern zur  Seite zu 
stehen. 

Die  Stadtverwaltung  griff  den  Vor-
schlag auf und möchte nun ab 2009 
einen  entsprechenden  Wettbewerb 
ausloben. Sie sieht darin eine Mög-
lichkeit,  die  teilweise  massiven  Be-
denken  mancher  HändlerInnen  ge-
gen Radparkplätze vor der Ladentü-
re, auszuräumen. Auch der Gemein-
derat folgte dem Vorschlag der Grü-
nen  einhellig.  Lediglich  die  CDU 
warnte  vor  Zwang im  Blick  auf  die 
Teilnahme an dem geplanten Wett-
bewerb.                               Tim Wirth
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Landtag Grüner Rundbrief 

Aus der Landtagsfraktion

Erfolge einer „kleinen“ Land-
tagsabgeordneten - 
Giselas Rückblick auf 2007
Am  21.12. 
fand  sich  in 
der  Ludwigs-
burger Kreis-
zeitung  ein 

Artikel  mit  der  Überschrift  „Gisela 
Spletts langer Weg zur Ächtung der 
Kinderarbeit.  Großer Erfolg für  eine 
„kleine“  Grünen-Landtagsabgeord-
nete.  Dass  mit  der  „kleinen“  Abge-
ordneten ist  dann auch noch näher 
erläutert und zwar so: „Sie hat keine 
herausragende Funktion in der Frak-
tion, ist  aber keine unauffällige Hin-
terbänklerin,  sondern  eher  auffällig 
fleißig,  formuliert  fast  jede  Woche 
Abgeordnetenbriefe,  Anfragen,  An-
träge, was ihr oft ein mitleidiges Lä-
cheln,  aber  kaum  öffentliche  Auf-
merksamkeit einhandelt“. Tja, so ist 
es,  das  Leben  einer  umwelt-  (und 
eben nicht  klima-) politischen Spre-
cherin.

Der Artikel handelt ansonsten davon, 
dass es -  über  ein  Jahr  nach mei-
nem ersten Vorstoß in  Sachen „öf-
fentliches  Beschaffungswesen  ohne 
ausbeuterische Kinderarbeit“ - ge-
lungen  ist,  einen  interfraktionellen 
Antrag zur „Vermeidung des Erwerbs 
von Produkten  aus  ausbeuterischer 
Kinderarbeit im Bereich des öffentli-
chen Beschaffungswesens“  auf  den 
Weg zu bringen, der nun vom Wirt-
schaftsministerium mit folgender kur-
zen Antwort beschießen wurde: „Die 
Landesregierung  beabsichtigt,  den 
Intentionen  des  Antrags  entspre-
chend Rechnung zu tragen und dem 
Landtag über das Ergebnis bis Ende 
2008 zu berichten.“  Noch darf  man 
gespannt sein, was genau dabei her-
aus  kommen  wird,  aber  immerhin 
hat sich das Ministerium bewegt, und 
das auch noch in die richtige Rich-
tung.

Insgesamt  ist  ja  das  Jahresende 
eine gute Zeit, um über erreichte Er-
folge nachzudenken. Nummer 1, der 
interfraktionelle  Antrag  gegen  aus-
beuterische Kinderarbeit, ist ja schon 
als  „Erfolg“  identifiziert.  Aber  auch 

ein  paar  andere  kleine  bis  mittel-
große Erfolge lassen sich bei genau-
em Hinschauen finden - auch wenn 
kausale  Zusammenhänge  zwischen 
Grünen Initiativen und Entscheidun-
gen  der  Landesregierung  oft  nicht 
zweifelsfrei  festzustellen  sind  (und 
deshalb so mancher Erfolg ganz im 
Verborgenen bleibt).

So ist das zum Beispiel bei meinen 
Vorstößen für eine bessere Ausstat-
tung  der  Naturschutzverwaltung. 
Dazu gab es von Grüner Seite einen 
Haushaltsantrag,  eine  Anhörung  im 
Landtag  und  eine  Große  Anfrage. 
Und  tatsächlich  wurden  mit  dem 
Nachtragshaushalt  nun gut  20 Stel-
len zur Umsetzung von Natura 2000 
geschaffen,  d.h.  bisherige  Zeitver-
tragsnehmerInnen  können  nun  in 
feste  Beschäftigungsverhältnisse 
übernommen werden. Inwieweit mei-
ne  Hartnäckigkeit  zu  diesem Erfolg 
beigetragen hat, liegt im Bereich der 
Spekulation,  aber  Zusammenhänge 
sind nicht ganz von der Hand zu wei-
sen und immerhin enger als die zwi-
schen meiner Anfrage zum Energie-
verbrauch landeseigener Gebäude in 
Karlsruhe  und  der  Einstellung  von 
zusätzlichen Haushaltsmitteln für die 
energetische Sanierung von Landes-
gebäuden  im  aktuellen  Nachtrags-
haushalt.

Weiter geht’s mit den perfluorierten 
Tensiden. Als ich das Problem des 
Eintrags dieser persistenten und to-
xischen  Stoffe  in  die  Umwelt  im 
Herbst  2006 erst  mit  einem Antrag, 
dann mit  einer Anfrage aufgegriffen 
habe,  hielt  das  Umweltministerium 
größere  Untersuchungsprogramme 
noch für  unnötig.  Im August  diesen 
Jahres  war  das  Thema  dann  so 
wichtig, dass das Umweltministerium 
eine  Pressekonferenz  zu  „Perfluo-
rierte  Tensiden  im  Klärschlamm  in 
Baden-Württemberg“  veranstaltete. 
Im Pressepapier hierzu heißt es: Das 
Messprogramm zeigt, dass PFT auf 
kommunalen Kläranlagen landesweit 
aufzufinden sind. … Jetzt gilt es, … 

intel l igente 
L ö s u n g e n 
des  Pro-
blems  ge-
meinsam mit 
allen  Beteiligten  (Hersteller,  Anwen-
der,  Kläranlagenbetreiber)  zu  erar-
beiten,  um  den  PFT-Eintrag  in  die 
Umwelt effizient zu reduzieren.“

Auch indirekt erzielte Erfolge zählen: 
In der letzten Woche vor Weihnach-
ten hat der Landtag einstimmig einen 
Entschließungsantrag von CDU und 
FDP zur  Entwicklungszusammenar-
beit  angenommen.  Besonders  ge-
freut  hat  mich dabei,  dass  der  Be-
schluss auch einen Punkt zu Burun-
di  enthält,  indem  die  Landesregie-
rung ersucht wird, "die entwicklungs-
politische Zusammenarbeit  mit  dem 
afrikanischen  Staat  Burundi  weiter 
auszubauen".  Der/die  geneigte  Le-
ser/-in  stellt  sich  nun  natürlich  die 
Frage,  warum ich  einen CDU/FDP-
Antrag in meine Erfolgsliste einreihe. 
Das hat zwei Gründe: Erstens bin ich 
davon  überzeugt,  dass  die  beiden 
Regierungsfraktionen  gar  keinen 
Entschließungsantrag vorgelegt  hät-
ten, wenn ich nicht mit einem inter-
fraktionellen  Antragsentwurf  auf  sie 
zugegangen  wäre  (den  wollten  sie 
dann  doch  nicht  mitunterschreiben, 
sondern  lieber  was  Eigenes 
machen). Zweitens bemühe ich mich 
schon seit etlichen Monaten (Antrag 
im  März  2007)um  die  Wiederbele-
bung der Zusammenarbeit  mit  dem 
ostafrikanischen Land Burundi. Allein 
hätte ich einen Beschlussantrag zur 
Zusammenarbeit  mit  Burundi  aber 
nicht stellen können - das Risiko ei-
ner  Abstimmungsniederlage  wäre 
viel zu groß gewesen. Deshalb freut 
es  mich  nun,  dass  CDU und  FDP 
sich inzwischen auch für das Thema 
erwärmen.

Noch unklar ist, ob der Landtag - wie 
von mir beantragt - ein  Umweltma-
nagementsystem einführen  wird. 
Die  Landtagsverwaltung  hat  nicht 
gerade  „Hurra“  geschrien  und  die 

Gisela Splett Renate Rastätter
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letzte  Entscheidung  ist  noch  nicht 
gefallen.

Auch bei der Verwendung von Recy-
clingpapier in  der  Landesverwal-
tung muss ich noch dickere Bretter 
bohren.  Zwar kann ich mir  die Auf-
nahme des  Satzes  „Im  Übrigen  ist 
auf einen breiten Einsatz von Recy-

clingpapier zu achten“ im neuen Um-
weltplan  als  Erfolg  auf  die  Fahnen 
schreiben (wobei man einen Erfolg ja 
nie allein erzielt, sondern immer Mit-
streiterInnen hat …). Aber so richtig 
eindeutig  sind  die  Ausführungen 
nicht  und es wird sich zeigen müs-
sen, wie sich der Recyclingpapieran-

teil in den kommenden Jahren entwi-
ckelt.

Aber  nun  liegt  ja  auch  ein  neues 
Jahr  vor  uns  mit  viel  Zeit  für  viele 
neue Initiativen, die dann hoffentlich 
auch  den  gewünschten  Erfolg  im 
Sinne Grüner Politik bringen.

Gisela Splett

Nicht dümmer, aber die Dummen - Jungs als Bil-
dungsverlierer 
In den letzten Jahrzehnten hat  sich 
die  auf  die  Geschlechter  bezogene 
Bildungsforschung  vorwiegend  mit 
den Mädchen befasst  und ihre  Be-
nachteiligung im Bildungswesen be-
trachtet. Inzwischen haben die Mäd-
chen die Jungs bei den Bildungsab-
schlüssen überholt.

Betrachtet  man etwa die  Verteilung 
bei  den  Bildungsabschlüssen  erzie-
len  die  Mädchen  in  allen  Schulfor-
men bessere Leitungen und sie ha-
ben auch beim Abitur die Nase vorn.

Dass Jungen schlechtere Schulleis-
tungen  erbringen,  zeigt  auch  die 
PISA – Untersuchung. 

War der Bildungssystemverlierer frü-
her  mit  den  Stereotyp  „katholische 
Arbeitermädchen aus dem Schwarz-
wald“  zu beschreiben  ist  heute  der 

„türkischstämmige Arbeiterjunge aus 
der Großstadt“ an diese Stelle getre-
ten. Der bei PISA festgestellte große 
Einfluss  der  sozialen  Herkunft  auf 
den Schulerfolg schlägt  bei  Jungen 
aus sozial benachteiligten Schichten 
und  mit  Migrationshintergrund  noch 
stärker als bei den Mädchen zu Bu-
che. 

Doch für  uns Grüne steht  fest:  Bil-
dungsverlierer  können  und  dürfen 
wir uns nicht leisten. 

Als  ressourcenarmes  Land  bleibt 
uns aber keine andere Wahl als Bil-
dung für alle so zugänglich wie nur 
irgend möglich zu machen.

Aus diesem Grund hat  Renate Ra-
stätter  als  bildungspolitische  Spre-
cherin zwei Anträge zu diesem The-
ma im Landtag eingebracht.

Nicht  dümmer,  aber  die  Dummen  - 
Die  Förderung  von  Jungs  in  der 
Schule
www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/ 
themen/dokbin/146/146977.nicht_du
emmer_aber_die_dummen.pdf

15.11.07 Antrag „Förderung der Jun-
gen in  der  Schule  –  Gender  Main-
streaming und Chancengleichheit im 
Bildungswesen  konsequent  umset-
zen“
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/1000/14_1990_D.PDF

15.11.07  Antrag  „Jungen  als  Bil-
dungsverlierer – Bestandsaufnahme 
und  bisherige  Maßnahmen  an  den 
Schulen in Baden-Württemberg“
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/1000/14_1989_D.PDF

Fraktionsklausur in Tübingen
Vom  08.01.08  bis  10.01.08  zogen 
sich die Mitglieder der Landtagsfrak-
tion zu ihrer Winterklausur nach Tü-
bingen  zurück.  Das  Themenspek-
trum  war  sehr  breit  gefächert  und 
reichte von der energetischen Sanie-
rung  der  Hochschulen,  über  grüne 
Sozialpolitik  in  Baden-Württemberg, 
bis  zur  Frage  wie  sich  Mobilität  im 
21. Jahrhundert gestalten lässt.

Die erste konkrete Entscheidung des 
Jahres: Die Fraktion entschloss sich, 
mehrheitlich  der  Parlamentsreform 
zuzustimmen,  obwohl  die  Frage 
nach der Rahmensetzung für Funkti-
onszulagen  bisher  nicht  geklärt  ist. 
Der  rechtspolitische  Sprecher  der 
Landtagsfraktion, Thomas Oelmayer, 
hat angekündigt, die Frage über den 
Klageweg  beim  Verfassungsgericht 
klären zu lassen.
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Boris Palmer, Oberbürgermeister Tübingen

Hinweis: Alle Drucksachen und Pressemitteilungen können auch im Büro von Gisela Splett angefordert wer-
den. Telefon: 0711/ 2063-966
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Weitere Initiativen
15.01.08  Kleine  Anfrage  Studie  zu 
Kinderkrebs in der Umgebung von 
Kernkraftwerken -  Untersuchungs-
bedarf  bezüglich  des  Forschungs-
zentrums Karlsruhe

www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2218.html

14.01.08 Kleine Anfrage „Countdown 
2010“ - Rettet die Biodiversität
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2211.html

03.01.08 Kleine Anfrage zu drahtlo-
sen Internet-Netzwerken (WLAN)  in 
Schulen

www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2195.html

02.01.08 Antrag zu aus Baden-Würt-
temberg  „verschwundenem“  Ge-
werbemüll
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2194.html

18.12.07  Kleine  Anfrage  zu  Land-
schaftspflegeverbänden
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/2000/14_2161_D.PDF

11.12.07  Antrag  „Dem  Verlust  an 
Agrobiodiversität entgegenwirken“

www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2123.html

11.12.07  Antrag  (Wieder-)Vernet-
zung von Wildtierlebensräumen
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2122.html

10.12.07 Kleine Anfrage zu  bejagte 
Rote-Liste-Arten
www.landtag-bw.de/WP14/Drucksa-
chen/Txt/14_2107.html

04.12.07  Antrag  zum  Biosphären-
gebiet Schwäbische Alb 

www.landtag-bw.de/ 
WP14/Drucksachen/ 
Txt/14_2074.html

20.11.07  Antrag  zu 
ökologischer  öffentli-
chen Beschaffung
www.landtag-bw.de/ 
WP14/Drucksachen/ 
Txt/14_2012.html

Pressemitteilungen
18.01.08 Grüne Landtagsabgeordne-
te  Splett  setzt  sich  für  wirksamen 
Lärmschutz  ein  -  Lärmaktionspla-
nung für  alle  lärmbelasteten Berei-
che

www.gruene-karlsruhe.de/  fileadmin/
g r u e n e - k a r l s r u h e / m d l / P M -
Laerm_18.01.08.pdf

17.01.08 MdL Gisela Splett: Ab-
schluss der ersten Stufe der 
Lärmkartierung war überfällig
www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/
default/dok/216/216062.mdl_gisela_
splett_abschluss_der_ersten_s.htm

17.01.08 MdL Renate Rastätter: 
„Endlich neue Schulmodelle zulas-
sen“
www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/
default/dok/216/216043.mdl_renate_
rastaetter_endlich_neue_schul.htm

11.01.08  Renate  Rastätter  zur  Ju-
gendkriminalität: „Ausbau der Prä-
vention  durch  Bildung  und  Erzie-
hung“

www.gruene-karlsruhe.de/fileadmin/ 
gruene-karlsruhe/mdl/PM_Jugend -
k r im in a l i t ae t _ -_P ra even t i on_ 
durch_Bildung.pdf

23.12.07 Gifteinsätze gegen  Maikä-
fer haben  im  naturnahen  Waldbau 
nichts zu suchen

www.gruene-karlsruhe.de/fileadmin/ 
g r u e n e - k a r l s r u h e / m d l / P M -
Maikaefer_Dez_07.pdf

17.12.07 Naturparke im Land leiden 
unter massiven Mittelkürzungen

www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/
default/dok/214/214899.sinnvolle_ar-
beit_praktisch_unmoeglich.htm

07.12.07  U-Strab gefährdet positive 
Entwicklung der Innenstadt

www.gruene-karlsruhe.de/fileadmin/ 
g r u e n e - k a r l s r u h e / m d l / P M - U -
Strab07.12.07.pdf

29.11.07  Grüne:  Ablenkungsmanö-
ver - Köhler mahnt  Chancengleich-
heit in Bildungssystem an

www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/
default/dok/208/208394.gruene_ab -
lenkungsmanoever.htm

28.11.07  Grüne:  Eine  "Nachhaltig-
keitsstrategie" garantiert noch keine 
nachhaltige Politik

www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/
default/dok/207/207966.landesregie-
rung_der_lack_ist_ab.htm

28.11.07  Renate  Rastätter:  IGLU 
zeigt  Reformerfolg  und  Reformbe-
darf

www.bawue.gruene-fraktion.de/cms/
default/dok/208/208148.erfolgreiche
_arbeit_der_grundschule_fort.htm

13.11.07  Kein  Verkauf  von  Kunst 
zur Sanierung des Hauses Baden

www.gruene-karlsruhe.de/fileadmin/ 
g r u e n e - k a r l s r u h e / m d l / 
PM_Schloss_Salem.pdf

Terminankündigung
Filmvorführung mit anschließender Diskussion

Mit Mistgabel und Federboa - Farmer John
am  09.03.2008  nachmittags  (genaue  Uhrzeit 
wird noch bekannt gegeben)

Schauburg, Marienstr. 16, 76137 Karlsruhe

mit Renate Rastätter, Gisela Splett und den Bio-
landbauern Petrik und Knöbl

Nähere Infos: www.farmer-john-film.de
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17.1.2008 Kleine Anfrage von Sylvia Kotting-Uhl u.a: 

Ergebnisse der Studie zu  Kin-
derkrebs
... in der Umgebung von Kernkraftwerken 
(KiKK Studie) und die Übertragbarkeit auf 
kerntechnische Anlagen in Karlsruhe, insbe-
sondere die Wiederaufarbeitungsanlage 
(WAK)
Anlass für die Anfrage war die vom 
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 
in  Auftrag  gegebene  sog.  Fall-Kon-
troll-Studie  (KiKK-Studie  -  Kinder-
krebs  in  der  Umgebung  von  Kern-
kraftwerken), die erstmals unter An-
wendung  eines  fundierten  wissen-
schaftlich Studiendesigns nachweist, 
dass  das  Risiko  für  unter  5-jährige 
Kinder  an  Leukämie  zu  erkranken, 
mit  zunehmender Nähe des  Wohn-
orts  zu einem Kernkraftwerksstand-
ort zunimmt. Die vom Kinderkrebsre-
gister  durchgeführte  epidemiologi-
sche  Studie  zu  Kinderkrebs  in  der 
Umgebung  von  Kernkraftwerken 
(KiKK-Studie)  hat  die  baden-würt-
tembergische  Kernkraftstandorte 
Philippsburg,  Neckarwestheim  und 
Obrigheim betrachtet.  Nicht mit  ein-
bezogen  wurden  die  kerntechni-
schen Anlagen des Forschungszen-
trums Karlsruhe.  Deshalb stellt  sich 
gerade für  die Umgebung des For-
schungszentrums Karlsruhe die Fra-
ge,  inwieweit  hier  Hinweise  auf  ein 
erhöhtes Erkrankungsrisiko vorliegen 

und welche weitere Untersu-
chungen  auf  der  Grundlage 
der  KiKK-Studie  als  sinnvoll 
und notwendig erscheinen.

Link auf die Studie:

www.bfs.de/de/bfs/druck/Uf -
oplan/4334_KIKK.html

Link auf  das Hintergrundpa-
pier:  www.bfs.de/de/kern-
technik/papiere/Hintergrund_
Kikk.pdf

Link auf die Bundestagsrede 
von  Sylvia  Kotting-Uhl  an-
lässlich der aktuellen Stunde 
am 13.12.2007

www.kotting-uhl.de/btag/re-
den/  071213_aktuelle_stun-
de_kinderkrebs_akws.pdf 
(blau markiert)

Der Link auf die Anfrage lag 
bei  Redaktionsschluss  noch 
nicht vor. Er wird unter www.-
kotting-uhl.de abrufbar sein.
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MdB Sylvia Kotting-Uhl

Wahlkreisbüro Karlsruhe, Sophienstraße 58, 76133 Karlsruhe
Mitarbeiterin: Ulrike Maier, Tel.: 0721 – 15 18 687, Fax: 0721 – 15 18 690 
E-Mail: sylvia.kotting-uhl@wk.bundestag.de 

Büro Berlin, Platz der Republik 1, 11011 Berlin
Telefon: 030 - 227 747 42, Telefax: 030 - 227 767 42
E-Mail: sylvia.kotting-uhl@bundestag.de

Abgeordnetenfahr-
ten nach Berlin mit 
Sylvia Kotting-Uhl
Fahrt 1:  20.-23. April

Zielgruppe/Themenschwerpunkt: Journa-
listInnen 
Anmeldung  und  Rückfragen:  Wahlkreis-
büro  Rhein  Neckar,  Inge  Behner,  Tel.: 
06223 -  86 64 23 E-Mail:  sylvia.kotting-
uhl@wk2.bundestag.de 

Fahrt 2:  29.Juni.-2.Juli

Zielgruppe/Themenschwerpunkt:  Frauen/
Frauenpolitik  
Anmeldung  und  Rückfragen:  Wahlkreis-
büro Karslruhe, Ulrike Maier, Tel.. 0721 - 
15 18 687 E-Mail: sylvia.kotting-uhl@wk.-
bundestag.de 

Fahrt 3:  3.-6. September
Zielgruppe/Themenschwerpunkt:  
Alle Interessierten aus den KV´s/Reichs-
tag, Ministerien, Museen und Gedenkstät-
ten, pol. Stadtrundfahrt u.v.m.

Anmeldung  und  Rückfragen:  Wahlkreis-
büro Karlsruhe, Ulrike Maier, Tel.: 0721 - 
15 18 687 E-Mail: sylvia.kotting-uhl@wk.-
bundestag.de 

Die  Fahrten  werden  bis  auf  Eintritte  in 
Museen komplett vom Bundespresseamt 
finanziert, inkl. Verpflegung und Hotelkos-
ten.  
Die  Bahnfahrt  Karlsruhe-Berlin-Karlsruhe 
wird ebenfalls vom BPA übernommen.

Ein Zustieg in Mannheim ist möglich. Die 
Anfahrt  zu  einem  der  Abfahrtsbahnhöfe 
muss selbst finanziert werden.
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PRESSEMITTEILUNG vom 14.01.2008

Kostenexplosion bei Karlsruher Atomanlage
Die Bürger bezahlen die Abenteuer der Atomwirtschaft

Anlässlich  der  jetzt  bekannt  gewor-
denen  erneuten  Kostenexplosion 
beim Abbau der atomaren Wiederau-
farbeitungsanlage  Karlsruhe  (WAK) 
erklärte  Sylvia  Kotting-Uhl,  umwelt-
politische Sprecherin:

Die Kostenexplosion bei  Abriss und 
Entsorgung  der  Karlsruher  Wieder-
aufarbeitungsanlage zeigt: Die Atom-
wirtschaft kann nur deshalb über billi-
gen Atomstrom schwadronieren, weil 
die  Gesellschaft  einen  großen  Teil 
der Kosten ihrer Abenteuer bezahlt. 

Der Fall WAK steht damit exempla-
risch  für  den  verantwortungslosen 
Umgang  der  Atomlobby  mit  ihrem 

Atommüll. Die Bürgerinnen und Bür-
ger  sollen  fast  eine  Viertelmilliarde 
Euro  zusätzlich  aufbringen,  um Ab-
riss  und  halbwegs  sichere  Entsor-
gung einer  einzigen Atomanlage zu 
finanzieren. Auf die gigantische Sum-
me von 2,2 Milliarden Euro wird der 
Abbau  der  1990  stillgelegten  For-
schungs-Wiederaufarbeitungsanlage 
im  ehemaligen  Kernforschungszen-
trum Karlsruhe inzwischen beziffert. 
1991 hatte das damals CDU-geführ-
te Bundesforschungsministerium die 
Kosten noch auf circa 900 Millionen 
Euro veranschlagt. Die Kostenbeteili-
gung der Betreiber wurde seinerzeit 
auf maximal 550 Millionen Euro be-

grenzt, die öffentliche Hand trägt die 
steigenden Kosten daher fast alleine. 
Die Bürgerinnen und Bürger bezah-
len  die  Extraprofite  der  Atomwirt-
schaft.

Die  CDU/FDP-Regierung  hat  diese 
unsäglichen Verträge vor 18 Jahren 
ausgehandelt. Das Geld, das so mit 
offenen Armen aus dem Fenster ge-
worfen wird, fehlt heute bei der För-
derung  von  erneuerbaren  Energien 
und  der  Effizienztechnologien.  Die 
Atomparteien CDU und FDP haben 
guten Grund, im Fall  der WAK ihre 
Köpfe ganz tief in den Sand zu ste-
cken.  Ihren  Atomlobbyismus  sieht 
man trotzdem.

PRESSEMITTEILUNG vom 14.01.2008 

Mülltourismus aus Neapel verhindert notwendige In-
novationen
Anlässlich von Meldungen, dass wei-
terer Müll aus Italien zur Beseitigung 
nach Deutschland gebracht  werden 
soll,  erklärte Sylvia Kotting-Uhl, um-
weltpolitische Sprecherin:

Es  hilft  den  Menschen  im  italieni-
schen Neapel nicht wirklich, wenn ihr 
Müll vermehrt nach Deutschland ex-
portiert  wird.  Wenn deutsche Über-
kapazitäten einfach mit italienischem 
Müll gefüllt werden, entsteht in Italien 

kein  Innovationsdruck,  um  endlich 
moderne Entsorgungsstrukturen auf-
zubauen. In Deutschland wird die fäl-
lige  Stilllegung  von  technologisch 
veralteten Anlagen weiter  hinausge-
zögert. 

Der Mülltourismus mag für die Betei-
ligten  ausgesprochen  lukrativ  sein, 
dem Ziel der Müllvermeidung wird so 
aber  weder  in  Italien  noch  in 
Deutschland  gedient.  Müll  gehört 

nicht  auf  die  Reise  durch  Europa, 
weder auf der Schiene noch auf der 
Strasse. Aus gutem Grund gilt allge-
mein in Europa der Grundsatz, dass 
Abfälle nach dem „Prinzip der Nähe“ 
beseitigt werden sollen: Aus den Au-
gen aus dem Sinn ist selten eine Lö-
sung.  Wenn  Deutschland  wirklich 
helfen  will,  dann  nicht  mit  dem mit 
dem  Import  von  Müll,  sondern  mit 
dem Export von Technologie. 

PRESSEMITTEILUNG vom 10.01.2008

Keine Fakten in Gorleben schaffen
Anlässlich eines Fachgesprächs zur 
Endlagerfrage in Hannover erklärten 
Sylvia  Kotting-Uhl,  umweltpolitische 
Sprecherin,  Rebecca  Harms,  stell-
vertretende  Vorsitzende  der  EP-

Fraktion und Stefan Wenzel,  Frakti-
onsvorsitzender  im  Niedersächsi-
schen Landtag:

Die Konsequenz aus dem Desaster 
im  Endlager  Asse  II  lautet,  dass  in 

Gorleben  keine  Fakten  geschaffen 
werden dürfen. Stattdessen müssen 
in Zukunft neue Wege bei der Endla-
gerung  in  Deutschland  beschritten 
werden.  Asse  II  sollte  der  Prototyp 
für die Endlagerung von Atommüll im 
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Gorleben-Salz sein, doch seit Jahren 
droht das Lager abzusaufen und ist 
vom Einsturz bedroht. Die Folgen für 
die Umwelt und die Menschen, die in 
der  Region  leben,  sind  gravierend. 
Die  Öffentlichkeit  ist  jahrzehntelang 
über die gefährliche Lage in der Asse 
getäuscht  worden,  warnende  Stim-
men aus der Fachwelt wurden igno-
riert.  Sicherheit  hat  für  uns  Grüne 
höchste  Priorität  bei  der  Endlage-
rung,  gleichzeitig  muss  das  Verfah-
ren  für  die  Standortsuche  transpa-
rent gestaltet sein und die Öffentlich-

keit  einbeziehen.  Diese  grundsätzli-
chen  Voraussetzungen  werden  im 
Erkundungsbergwerk Gorleben nicht 
erfüllt. Wegen der Mängel des Deck-
gebirges ist die Eignung des Stand-
ortes Gorleben für hochradioaktiven 
Abfall  nicht  gegeben.  Wir  fordern, 
endlich  mit  einer  ergebnisoffenen 
Endlagersuche  im  gesamten  Bun-
desgebiet zu beginnen. Dabei ist ein 
Blick über die Grenzen hilfreich. Län-
der wie die Schweiz zeigen, wie man 
unter  Beteiligung  von  Politik,  Wis-
senschaft  und  Öffentlichkeit  eine 

Endlagersuche in einem breiten Kon-
sens durchführen kann. Beim heuti-
gen Fachgespräch unter Leitung von 
Stefan Wenzel MdL, Rebecca Harms 
MdEP  und  Sylvia  Kotting-Uhl  MdB 
sollen  Stand  und  Perspektiven  zur 
Endlagerung  von  Atommüll  in 
Deutschland beraten werden.

Auf Nachfrage kann die Dokumenta-
tion des Fachgesprächs ab sofort  im 
Wahlkreisbüro  Karlsruhe  bestellt  
werden: 

sylvia.kotting-uhl@wk.bundestag.de

PRESSEMITTEILUNG vom 10.01.2008

Ressourcenverschwendung muss verteuert werden
Anlässlich der aktuellen Debatte um 
Verbote von Plastiktüten erklärt Syl-
via  Kotting-Uhl,  umweltpolitische 
Sprecherin: 

Auch wenn ein Verbot von Plastiktü-
ten in vielen Ländern ein kurzfristig 
wirksamer und praktikabler Weg sein 
kann,  um  die  Umwelt  zu  schonen 
und unnötigen Ressourcenverbrauch 
zu verhindern: Ein Verbot von Plas-

tiktüten allein ist für einen wirksamen 
Ressourcenschutz  zu  wenig.  Viele 
andere Bereiche bleiben dabei unbe-
rücksichtigt.  Wir  brauchen stattdes-
sen ein Instrument mit ökonomischer 
Lenkungswirkung, wie z.B. eine Res-
sourcenabgabe. Nur so wird grund-
sätzlich  jede  Verschwendung  von 
Ressourcen verteuert und nachhalti-
ge,  Ressourcen  sparende  Alternati-
ven  wirksam  gefördert.  Gerade  für 

Plastiktüten gibt es mehr als genug 
Alternativen. Jute statt Plastik war ist 
nur  eine  von  Ihnen.  Wo  Mehrweg 
nicht  die  Lösung  ist,  helfen  heute 
Biokunststoffe aus nachwachsenden 
Rohstoffen.         

Link  auf  die  grüne  Wertstoffverord-
nung: 
www.kotting-uhl.de/themen/abfall/  
07-10_hintergrundpapier_abfall.pdf

PRESSEMITTEILUNG vom 17.12.2007 

Grüne Abgeordnete erhebt Verfassungsklage
Die  Karlsruher  Bundestagsabgeord-
nete  von Bündnis  90 /  Die  Grünen 
Sylvia Kotting-Uhl hat sich am 17.12.  
der  Verfassungsklage  gegen  das 
von der  Großen Koalition beschlos-
sene  Gesetz  zur  Vorratsdatenspei-
cherung angeschlossen.  Zu diesem 
Schritt erklärte Sylvia Kotting Uhl:

Ich lehne die Vorschläge zur Vorrats-
datenspeicherung  kategorisch  ab. 
Jede  obligatorische  Vorratsdaten-
speicherung  und  ihre  spätere  Aus-
wertung  durch  Sicherheitsbehörden 

ist ein nicht hinnehmbarer Eingriff in 
das  Grundrecht  auf  vertrauliche 
Kommunikation.  Damit  werden  in 
Deutschland  80  Millionen  Bürgerin-
nen und Bürger zu Verdächtigen. Die 
Erstellung  von  Bewegungsprofilen 
wird  möglich.  Die  Anhäufung  von 
derartigen  Datenbergen  ist  eines 
Rechtsstaates  nicht  würdig.  Kosten 
und Ertrag dieser Maßnahme stehen 
in einem unvertretbaren Missverhält-
nis.

Das  Gesetz  verstößt  nach  meiner 
Auffassung  gleich  gegen  mehrere 

Artikel  des  Grundgesetzes.  Das 
Fernmeldegeheimnis wird damit  ge-
nauso verletzt, wie das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung und 
die Garantien der Meinungs- und der 
Informationsfreiheit.  Ich  bin  über-
zeugt, dass das Bundesverfassungs-
gericht  die  Bundesregierung  in  die 
Schranken  des  Grundgesetzes  zu-
rück verweisen wird. Ich fordere die 
Bürgerinnen  und  Bürger  Karlsruhes 
und  der  Region  dazu  auf,  sich  der 
Sammelklage gegen dieses unsägli-
che Gesetz anzuschließen. 
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PRESSEMITTEILUNG vom 30.11.2007

Grüne Bundestagsfraktion beschließt neues Abfall- 
und Ressourcenkonzept
Auf  der Fraktionssitzung  am 
30.11.2007  wurde  auf  Initiative  von 
Sylvia Kotting-Uhl ein neues Konzept  
für  die  mittelfristige  Ablösung  der 
Dualen  Systeme  durch  eine  neue 
Wertstoffverordnung beschlossen:

Das  Abfall  und  Ressourcenkonzept 
von  Sylvia  Kotting-Uhl  geht  davon 
aus,  dass  das  „Duale  System“  und 
der „Grüne Punkt“ den heutigen An-
forderungen an eine ökologisch ver-
antwortliche  Abfallpolitik  nicht  ge-

recht  werden.  Mit  dem neuen Kon-
zept  soll  die Abfallwirtschaft  in  eine 
wirkliche  Kreislaufwirtschaft  über-
führt werden. Abfallpolitik muss Res-
sourcenpolitik  werden.  Die  neue 
Wertstoffverordnung  soll  nicht  nur 
Verpackungen  sondern  perspekti-
visch alle Produkte erfassen. Die Li-
zenzgebühren  des  Dualen  Systems 
werden durch eine Ressourcenabga-
be ersetzt, die verantwortlichen Um-
gang mit Ressourcen bereits bei der 

Produktion belohnt  und die Herstel-
lung von Wegwerfwaren und ökolo-
gisch bedenklichen Produkten unat-
traktiv macht. Der Abfallbereich kann 
mit  dem  neuen  Konzept  zu  einem 
Sektor  der  ökologischen  Innovation 
werden.

Link  auf  die  grüne  Wertstoffverord-
nung:

www.kotting-uhl.de/themen/abfall/  
07-10_hintergrundpapier_abfall.pdf

PRESSEMITTEILUNG vom 30.11.2007

Atomkraft ist tödlich, teuer und hat ihre Verheißun-
gen nicht erfüllt
Keine Gratulation: Laudatio auf eine Sackgasse, die 50 wird
Anlässlich  des  50jährigen  „Jubilä-
ums“  der  kommerziellen  Atomkraft-
nutzung erklären Sylvia Kotting-Uhl,  
umweltpolitische  Sprecherin  und 
Hans-Josef  Fell,  energiepolitischer 
Sprecher  der  Bundestagsfraktion 
von Bündnis 90/ Die Grünen:

Die  kommerzielle  Produktion  von 
Atomstrom hat am Sonntag,  den 2. 
Dezember  50-jährigen  Geburtstag. 
Vor genau einem halben Jahrhundert 
ging in Shippingport im US-Bundes-
staat Pennsylvania weltweit zum ers-
ten Mal ein Atomkraftwerk ans Netz, 
das  nicht  vor  allem  einer  Bombe 
oder einem U-Boot-Antrieb, sondern 
der  Produktion  elektrischen  Stroms 
dienen sollte.
Was  vor  50  Jahren  euphorisch  als 
Befreiung der Menschheit  von allen 
Energiesorgen  gefeiert  wurde,  hat 
sich heute als eine der größten tech-
nologischen Sackgassen der Neuzeit 
erwiesen. 
Energiepolitisch  deckt  Atomenergie 
lediglich  2,4  % des  Weltenergiebe-
darfs.  Sie  ist  damit  bedeutungslos 
geblieben  –  und  dies,  obwohl  50 
Jahre  lang  etwa  90%  aller  öffentli-
chen  Energie-Forschungsmittel  in 
die Atomenergie geflossen sind. Von 
den einst angekündigten 2000 Atom-
reaktoren sind gerade mal etwa 556 

verwirklicht worden, 439 sind noch in 
Betrieb.  Aus  dem  Blickwinkel  der 
Atomgemeinde  ist  das  ein  energie-
politisches Desaster. 

In  der  Euphorie  der  50er  und 60er 
Jahre des letzten Jahrhunderts wur-
de  die  den  Atomkraftwerken  inne-
wohnende Gefahr völlig unterschätzt 
oder herunter gespielt: Auf das Konto 
dieser  Techniklinie  gehen  zehntau-
sende von Menschenleben. Nicht nur 
in  Tschernobyl  hat  die  Atomenergie 
ihre zerstörerische Potenz schmerz-
lich bewiesen, auch bei der partiellen 
Kernschmelze in Three Mile Island in 
Harrisburg/USA 1979 oder erst kürz-
lich beim Beinahe-GAU im schwedi-
schen  Forsmark  blieb  der  Bevölke-
rung  eine  Mega-Katastrophe  nur 
knapp  erspart.  Und  für  potenzielle 
Terrorattacken stellen AKWs höchst-
bedrohliche Anschlagsziele dar. 

Mit  großer  Energie  arbeiten  die 
Atomlobbys derzeit am Märchen von 
der  Renaissance  der  Atomkraft.  In 
Wirklichkeit sind sie auf dem abstei-
genden Ast. Der Beitrag dieser Tech-
nologie  an  der  weltweiten  Stromer-
zeugung sinkt seit Jahren. Am 1. No-
vember  2007  waren  weltweit  439 
Atomreaktoren am Netz – fünf weni-
ger  als  noch  2002.  In  den  jetzigen 
EU-Mitgliedsstaaten  liefern  derzeit 

146  AKWs  Strom,  33  weniger  als 
1989.  Das  Durchschnittsalter  der 
weltweit  abgeschalteten  Reaktoren 
beträgt 22 Jahre. 
Ein weiteres Märchen ist die angebli-
che Wirtschaftlichkeit der AKWs. Nur 
dank horrender Subventionen in der 
Entwicklung, und dank weitgehender 
Übernahme  der  Entsorgungskosten 
durch  die  Allgemeinheit  sind  die 
AKWs  für  die  Energiekonzerne  zu 
Geldmaschinen geworden. Niemand 
weiß, wo der Atommüll über tausen-
de von Jahren sicher verwahrt wer-
den kann.  Für  die  Abdichtung oder 
die eventuelle Evakuierung des gera-
de  absaufenden  Atommülllagers 
Asse 2 zahlt die Atomwirtschaft bis-
her keinen Cent. Müssten die Atom-
meiler ihre potentiellen Schäden wie 
jeder andere Wirtschaftsbetrieb ver-
sichern, wäre kein einziger am Netz. 
Das  Geburtstagskind  aus  Shipping-
port  hat längst das Zeitliche geseg-
net. Schon vor 25 Jahren wurde der 
Meiler  abgeschaltet  und  inzwischen 
auch  abgerissen.  Jedes  Ende  sol-
cher lebensfeindlichen Bauwerke ist 
ein Grund zur Freude. Die  Ära,  die 
mit  Shippingport  begründet  wurde, 
ist  leider noch nicht vorbei.  Wir ha-
ben noch 439 Abschaltfeste zu orga-
nisieren. Wir arbeiten dran.
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Ute Schulze-Harzer (Kultur, Wirtschaft / Arbeit)
Westmarkstr. 59a, 76227 Karlsruhe, Tel. 94 40 213
Anne Segor (Stadtentw., Kultur, Frauen, Schule)
Lebrechtstr. 28, 76199 Karlsruhe, Tel. 88 34 20 
Tim Wirth (Bauen, Verkehr, Soziales)
Sophienstr. 158, 76135 Karlsruhe, Tel. 82 65 70

ORTSCHAFTSRAT DURLACH:
Winnie Kratzmeier-Fürst
Badenerstr. 43B, 76227 Karlsruhe, Tel. 40 68 38
Ralf Köster, Säckinger Str. 10, 76227 KA, Tel. 49 49 89
Dietmar Maier Im Blumenwinkel 56, 76227, Tel. 94 14 96 1
Dr. Heike Puzicha-Martz, Hildebrandstr. 31a, Tel. 49 43 98
Dr. Ulrich Wagner, Lörracherstr. 4, 76227 KA, Tel. 40 15 40

ORTSCHAFTSRAT GRÖTZINGEN:
Karl Berger, Durlacher Str. 62, 76229 KA · Tel. 48 17 20
Birgit Hauswirth-Metzger, Im Jäger 19,76229,Tel 55 41 24
Alexandra Knöbl, Im Brühl 7, 76229 KA, Tel. 48 30 54

ORTSCHAFTSRAT NEUREUT:
Klaus Junker, Fichtenweg 1, 76149 KA, Tel. 70 04 06

Bei Unzustellbarkeit oder Mängeln in der Anschrift,
Anschriftenberichtigungskarte senden an:
GRÜNE, Sophienstr. 58, 76133 Karlsruhe

GRÜNES BÜRO - REGIONALBÜRO Mittl. OBERRHEIN:
Ursula Häffner
Sophienstr. 58 · 76133 Karlsruhe
Tel. 20 31 23 2 · Fax 20 31 23 4
buero.karlsruhe@gruene.de      www.gruene-karlsruhe.de
Sprechzeiten Mo + Fr 9 - 12 Uhr und Mi 15 - 18 Uhr

BANKVERBINDUNG:
GRÜNE Karlsruhe, Konto 80 33 44 13 00, BLZ 430 609 67
GLS Gemeinschaftsbank eG

KREISVORSTAND:
Sitzung (fast) jeden Mittwoch um 19 Uhr im Grünen Büro
Uta van Hoffs, gruene@utavanhoffs.de
Tanja  Kluth,  Reichenbachstr.  12,  76227  Karlsruhe, 
Tel. 0170 - 1 61 84 35
Istvan Pinter, Rastatter Str. 16, 76199 KA, Tel. 88 79 34 
Jörg Rupp, Albert-Schweitzer-Str. 17, 76316 Malsch
joergrupp@joergrupp.de 
Christian Schmid-Schönbein, Sophienstr. 165, 76185 KA, 
Tel. 8 40 88 64 72
Anke  Weidlich  (Kassiererin),  Südendstr.  30,  76137  KA, 
Tel. 1 74 73 30, mobil: 0176- 20 43 34 49 

Arbeitskreise:
AK Frauen: Dorothea Polle-Holl, Tel. 57 41 48
AK Klima: Mitja Weinert, (01 51) 10 77 60 17, 
Mitja.Weinert@gmx.de
AK Lesben und Schwule: Michael Gast, Tel. 9 37 40 43
AK Verkehr: Tim Wirth Tel. 82 65 70, Joh. Honné Tel. 856436

Grüne Jugend:
sprecher@gruene-jugend-karlsruhe.de

Anna-Kathrin Wesolowski, Adalbert-Stifter-Str. 2, 76199 KA
Lars Kirchberg, Reinmuthstr. 8, 76187 KA, Tel. 5 31 60 32 

ORTSVEREIN Durlach:
Martin Pötzsche, Bleichstr. 13, 76227 KA, Tel. 49 16 52
Tanja Kluth, Reichenbachstr.12 ,76227 KA, Tel. 49 22 74
Dr. Hildegund Brandenburg, Badenerstr. 21, Tel. 42 89 8 
Gerhard Stolz (Kasse) Eckhardstr. 21, 76227, Tel. 49 4323
ORTSVEREIN Neureut:
Klaus Junker, Fichtenweg 1, 76149 KA, Tel. 70 04 06
ORTSVEREIN Rüppurr · Weiherfeld · Dammerstock  :  
Matthias Voigt, Seewiesenäckerw. 57, 76199,Tel. 9890361
Uschi Blombach, Seewiesenäckerw. 31,76199,Tel. 8302281
Eva-Elisabeth Herold
Am Rüppurrer Schloß 5, 76199 KA, Tel. 88 34 01
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